
Ein allgemeiner zivil- und strafrechtlicher Überblick über verschiedene 
Aspekte der Prostitution, Stand 2007. Dies ist keine Rechtsberatung, es 
gibt keine Gewährleistung und keine Haftung. Wohl verrückt geworden.

Die Informationen dieses Dokumentes wurden aus verschiedenen 
Quellen zusammengetragen und ergänzt von Vitus, registriert bei

7. Prostitution und das Gewerbe-/Gaststättenrecht

Die in diesem Kapitel behandelten Rechtsfragen betreffen in keiner Weise Freier 
sondern ausschließlich Prostituierte und Bordellbetreiber. Für Freier mögen die 
nachfolgenden  Ausführungen  aber  vielleicht  insofern  interessant,  als  sie 
Möglichkeiten eröffnen, unliebsamen Betreibern, mit denen man Ärger hat oder 
hatte,  ggf.  einen  Denkzettel  zu  verpassen,  indem  man  die  zuständigen 
Ordnungsbehörden auf ihn und/oder sein Etablissement aufmerksam macht.

Gewerbe- und gaststättenrechtliche Praxis bis 2002

Prostitution  galt  bislang,  also  bis  zum Inkrafttreten  des  Prostitutionsgesetzes 
Anfang 2002, als sittenwidrig und somit sozial unwert, wenn auch zuvor schon 
einzelne Gerichte von dieser Auffassung abgewichen sind. Die Prostitution war 
kein Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung und daher weder anmelde- noch 
erlaubnisfähig,  was  im  Grundsatz,  wenn  auch  aus  anderem  Grund  für  die 
Prostitutionstätigkeit an sich noch heute gilt.
Wurden im Zusammenhang mit Gaststätten Tatsachen festgestellt, die auf einen 
Zusammenhang mit Prostitution schließen ließen, z. B. regelmäßiger Aufenthalt 
von  Prostituierten  in  den  Gasträumen,  eine  räumliche  Verbindung  von 
Schankbetrieben mit  Bordellen, zu Prostitutionszwecken genutzte Nebenräume 
oder Séparées im Gastraum, führte dies als "der Unsittlichkeit Vorschub leistend" 
zur  Ablehnung  von  Anträgen  bzw.  zum  Widerruf  bestehender 
Gaststättenerlaubnisse und in deren Folge auch zu Untersagungsverfahren mit 
Betriebsversiegelungen.  Aus  diesem  Grunde  mussten  gaststättenrechtliche 
Betriebe bislang stets räumlich von Bordellbetrieben getrennt sein, was zu der 
Praxis  führte,  dass  Prostituierte  in  sog.  Anbahnungslokalen  ihre  Freier 
angesprochen haben, aber zur Durchführung der  sexuellen Dienstleistung das 
Lokal  verlassen  mussten,  um  durch  einen  separaten  Eingang  in  die  hierfür 
vorgesehenen  Zimmer  zu  gelangen. Derartige  Anbahnungslokale,  also 
Gaststätten, an die Stundenhotels angegliedert sind, oder auch Gaststätten mit 
Peep Shows haben jedoch häufig  wegen eben dieser  Umgehungspraxis  keine 
gaststättenrechtliche  Erlaubnis  erhalten  bzw.  eine  erteilte  Erlaubnis  wurde 
entzogen.

Rechtsgrundlage  für  die  Versagung  gaststättenrechtlicher  Erlaubnisse  war 
insofern  § 4 I Nr. 1 Gaststättengesetz. Danach ist die Erteilung der Erlaubnis 
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unter anderem zu versagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
der Antragsteller der Unsittlichkeit Vorschub leistet.

Änderungen nach dem ProstG

Im Gegensatz zu den bislang behandelten Rechtsbereichen trifft das ProstG keine 
ausdrückliche  Neuregelung  ordnungsrechtlicher  Vorschriften.  Abgesehen  von 
einer Empfehlung der 91. Tagung des Bund-Länder-Ausschusses "Gewerberecht" 
vom  18./19.06.2002  für  die  Umsetzung  und  Auslegung  der  einschlägigen 
Gesetze im Zusammenhang mit Prostitution hatte das ProstG keine unmittelbare 
Auswirkung  auf  das  Gewerbe-  und  Gaststättenrecht.  Insofern  ist  in  diesen 
Rechtsgebieten  stets  die  länderspezifische  Praxis  zu  beachten,  die  durchaus 
unterschiedlich ausfallen kann, je nachdem inwieweit die Empfehlung von den 
Bundesländern umgesetzt wird.

So  kann  z.B.  in  den  Bundesländern  Baden-Württemberg,  Bayern,  Bremen, 
Thüringen und Sachsen eine Konzession für eine Gaststätte in Kombination mit 
einem Bordell nicht von ein und demselben Konzessionsträger beantragt werden, 
in allen anderen Bundesländern ist dies hingegen möglich. Bordelle können dort 
auch nach wie vor  mit dem Verweis auf die gewerberechtliche Sittenwidrigkeit 
von Prostitution nicht als  Gewerbe angemeldet werden,  so dass  es in  diesen 
Bundesländern  als  Folge  dieser  Verwaltungspraxis  keine  legalen 
Beschäftigungsverhältnisse für Prostituierten gibt.

Auch  dort,  wo  eine  gewerberechtliche  Anerkennung  möglich  ist,  herrscht 
Unsicherheit:  So  wurde  z.B.  in  der  Stadt  Dortmund  im  Juli  2002  ein 
Maßnahmenkatalog erlassen, der alle Betreiber von bordellähnlichen Betrieben 
ab  drei  Beschäftigten  dazu  aufforderte,  bis  September  2002  einen 
Gewerbebetrieb  anzumelden,  dies  selbstverständlich  unter  Beachtung aller  im 
Bau- und Ordnungsrecht enthaltenen Vorschriften. Nach Angaben des Vereins 
Hydra e.V. wurden 15 Etablissements als Folge dieser Anordnung geschlossen, 
weil sie die darin angeordnete Frist versäumten.

In  vielen  anderen  Städten  wiederum  werden  Bordelle  wie  bislang  schlicht 
"geduldet". Diese Duldung schließt nicht aus, dass Behörden Auflagen festsetzen, 
die in der gebotenen Eile kaum erfüllt  werden können. Beispielsweise werden 
verschiedentlich  durch  die  Bauämter  über  die  Einordnung  von  bordellartigen 
Betrieben  in  die  Rubrik  "Vergnügungsstätten"  räumliche  Auflagen  (bezüglich 
Toiletten, Fluchtwege, etc.) erteilt, so dass insbesondere (von den Prostituierten 
selbst  betriebene)  Kleinstbetriebe,  die  diese  Bauvorschriften  nicht  oder 
zumindest nicht sofort umsetzen können, oft aufgeben müssen.

Rechtslage und Verwaltungspraxis in Niedersachsen
In Niedersachsen ist als Folge des Prostitutionsgesetzes nach dem Erlass des 
Niedersächsischen  Ministeriums  für  Wirtschaft,  Technologie  und  Verkehr  vom 
05.08.2002  die  sogenannte  Sperrwirkung  der  Sittenwidrigkeit  entfallen.  Der 
Vollzug von Gewerbeordnung und Gaststättengesetz soll sich nach diesem Erlass 
an  der  Ergebnisniederschrift  der  o.g.  Tagung  des  Bund-Länder-Ausschusses 
"Gewerberecht"  ausrichten.  Damit  ist  das  bestehende  Gewerbe-  und 
Gaststättenrecht  auf  den bisher  ausgegrenzten Lebensbereich der  Prostitution 
ausgedehnt worden.
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Nachfolgend  wird,  sofern  nicht  auf  andere  Bundesländer  hingewiesen  wird, 
beispielhaft die niedersächsische Verwaltungspraxis dargestellt,  die jedoch mit 
Ausnahme der allgemein als "konservativ" bekannten Länder wie Bayern, Baden 
Württemberg oder Sachsen in den meisten anderen Ländern ähnlich sein dürfte.

Grundsätze
Ein Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung übt nach der grundsätzlichen, von 
Rechtsprechung  und  Literatur  entwickelten  Definition  aus,  wer  eine  legale 
Tätigkeit selbstständig, nachhaltig, also auf Dauer, und mit der Absicht, Gewinne 
zu erzielen, ausübt.  Bei  der Prostitutionsausübung handelt es sich jedoch um 
eine  höchstpersönliche  Dienstleistung,  die  somit  nach  Ansicht  der 
Rechtsprechung nun ganz unabhängig von der Frage der Sittenwidrigkeit nicht 
unter diese Definition fällt.  Damit unterliegt die Ausübung der Prostitution als 
solche nach wie vor also nicht dem Gewerbe- und Gaststättenrecht.
Der Betrieb eines Bordells wird jedoch als selbstständiges Gewerbe anerkannt, 
die  Ausübung  des  Gewerbes  ist  zwar  nicht  erlaubnispflichtig,  aber  der 
zuständigen  Behörde  anzuzeigen.  Auch  Prostituierte  können  ein  Bordell 
betreiben. Ebenfalls ausgenommen vom Gewerberecht ist die private Vermietung 
von Wohnungen und Zimmern. Gewerberechtlich von Bedeutung ist aber dies 
gewerbliche Zimmervermietung zum Zwecke der  Wohnungsprostitution,  wobei 
die Abgrenzung zum Betrieb eines Bordells gelegentlich schwierig sein könnte.

Im  Sinne  des  Gaststättenrechts  gilt  die  Prostitution  aufgrund  der  durch  das 
Prostitutionsgesetz  veränderten  Wertung  nun  ebenfalls  nicht  mehr  als 
sittenwidrig. Erlaubnisse für Prostituierte zum Ausschank in Bordellen oder für 
Anbahnungsgaststätten können somit jetzt nicht mehr am Versagungstatbestand 
"der  Unsittlichkeit  Vorschub  leisten",  den  das  GastG  nach  wie  vor  enthält, 
scheitern.  Entsprechende  Eingriffsverpflichtungen  der  Ordnungsbehörden 
bestehen insoweit ebenfalls nicht mehr.

Keine Gewerbeanzeigepflicht für Prostituierte

Die  selbstständige  Prostitutionsausübung  ist,  wie  oben  ausgeführt,  als 
höchstpersönliche  Dienstleistung  kein  Gewerbe  und  daher  auch  nicht 
anzeigepflichtig.  Hierdurch  entfällt  auch  die  Reisegewerbekartenpflicht  (§  55 
GewO)  für  die  Prostitutionsausübung  in  einem  Wohnmobil.  Entsprechende 
Gewerbeanzeigen und Anträge werden von den Behörden abgewiesen. Soweit 
über die Prostitutionsausübung hinaus ein Bordell betrieben wird, besteht aber 
die  Anzeigepflicht  nach  der  Gewerbeordnung.  Prostituierte  können  in 
Bordellbetrieben auch als Arbeitnehmerin in einem Beschäftigungsverhältnis tätig 
sein, was ja eines der vorrangigen Ziele des Prostitutionsgesetzes war.

Gewerbeanzeigepflicht für Bordelle

Für  den  Betrieb  einer  Prostitutionsgelegenheit  (Betriebsstätte)  ist  keine 
gewerbe-  oder  gaststättenrechtliche  Erlaubnis erforderlich.  Erlaubnispflichtig 
sind nämlich nur bestimmte, in den §§ 30 – 39a GewO im einzelnen genannte 
Gewerbearten,  wo  Bordelle  oder  auch  nur  Ähnliches  nicht  genannt  sind.  Ein 
Bordell  ist  auch  kein  Hotel  (Beherbergungsbetrieb)  im  Sinne  des 
Gaststättengesetzes.
Der Betrieb eines Bordells ist aber als Gewerbe anzuzeigen (§ 14 GewO). Das 
betrifft  den  Beginn,  die  Verlegung  und  die  Aufgabe  des  Betriebes.  Anzeigen 
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können das Gewerbe sowohl natürliche Personen, Personengesellschaften (z. B. 
GbR, KG, OHG) als auch juristische Personen (z. B. GmbH).
Der Begriff eines Bordells ist gewerberechtlich nicht definiert. Beim Gegenstand 
der Tätigkeit ist jedoch von der gewerblichen Zimmervermietung zum Zwecke 
der  Ausübung  der  Prostitution  auszugehen  und  diese  entsprechend 
festzuschreiben.  Eine  besondere  Gewerbeschlüsselzahl  für  die 
Gewerbemeldungen von Bordelle fehlt jedoch. Es wird daher zumeist die Ziffer 
93.05.2 (Erbringen von sonstigen persönlichen Dienstleistungen für gewerbliche 
Zimmervermietung)  genutzt.  Zusammen  mit  dem  Gewerbegegenstand  ergibt 
sich  im  Gewerbemelderegister  so  ein  Abgrenzungskriterium  zu  solcher 
gewerblichen  Zimmervermietung,  die  in  keiner  Verbindung  mit  der 
Prostitutionsausübung steht.

Eine gewerbliche Zimmervermietung liegt vor, wenn die Mieter kurzfristig (tage- 
oder wochenweise) wechseln und ggf.  Zusatzleistungen wie Zimmerreinigung, 
Bettwäsche usw. erbracht werden. Ein Ordnungsdienst allein ist jedoch noch kein 
Merkmal  für  gewerbliche  Nutzung.  Die  Abgrenzung  wird  daher  immer  als 
Einzelfallentscheidung zu treffen sein.

Zuständig  für  die  Entgegennahme  der  Gewerbeanzeige  ist  die 
Verwaltungsbehörde,  in  deren  Zuständigkeitsbereich  sich  der  Betriebssitz 
befindet. Anlässlich der Gewerbeanmeldung werden jedoch keine Überprüfungen 
durchgeführt. Dies schließt auch Prüfungen der persönlichen Zuverlässigkeit, wie 
etwa  bei  den  überwachungspflichtigen  Gewerbearten  erforderlich,  aus.  Die 
Fragen,  ob  die  baurechtliche  Zulässigkeit  gegeben  ist,  ob  der  Vermieter  mit 
dieser  Nutzung  einverstanden  ist  oder  ob  es  sich  hier  ggf.  um  die 
Zweckentfremdung von Wohnraum handelt, haben auf die Entgegennahme und 
Bestätigung  der  Gewerbeanmeldung  keinen  Einfluss.  Selbst  wenn  ggf.  diese 
Anforderungen nicht erfüllt sein sollten, muss die Behörde die Gewerbeanzeige 
bestätigen.  Nebenbestimmungen  und  Auflagen  sind  im  Gegensatz  zu  einer 
Gewerbeerlaubnis nicht möglich.

Auch  der  Betrieb  eines  Wohnungsbordells  durch  Prostituierte  kann  als 
anzeigepflichtige gewerbliche Zimmervermietung (Bordell) eingestuft werden. In 
der  Praxis  häufigstes  Beispiel:  Eine  Prostituierte  mietet  eine  Wohnung  und 
untervermietet  Zimmer an andere  Prostituierte  zur  Ausübung der  Prostitution 
(nicht  für  Wohnzwecke)  weiter.  In  diesen  Fällen  können  allerdings 
Abgrenzungsprobleme  zur  Scheinselbstständigkeit  auftreten,  was  jedoch  kein 
gewerberechtliches Problem darstellt.

Über  die  Gewerbeanzeige  erhält  der  Gewerbetreibende  eine 
Empfangsbestätigung,  die  nicht  mit  einer  Gewerbeerlaubnis  (für 
erlaubnispflichtige  Gewerbearten)  zu  verwechseln  ist.  Ist  eine  zusätzliche 
Erlaubnis  z.  B.  nach  dem  Gaststättengesetz  erforderlich  (siehe  dazu  weiter 
unten), darf die erlaubnispflichtige Tätigkeit erst ausgeübt werden, sobald das 
Erlaubnisverfahren positiv abgeschlossen wurde.
Die  erfassten  Daten  werden  im  Gewerberegister  gespeichert.  Die  Weitergabe 
richtet  sich  nach  den  Vorschriften  der  Gewerbeordnung.  Auskünfte  aus  der 
Gewerbedatei setzen stets ein berechtigtes Interesse des Anfragenden voraus.

Eine bauordnungsrechtliche Genehmigung ist für ein Bordell, unabhängig von den 
gewerbe-  und gaststättenrechtlichen  Auswirkungen,  in  jedem Fall  erforderlich 
(siehe  das  nachfolgende  bauordnungs-  und  planungsrechtliche  Kapitel).  Bei 
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Beanstandungen  kann  das  Bauordnungsamt  mit  verwaltungsrechtlichen 
Maßnahmen bis hin zur Schließung und Versiegelung tätig werden.

Wohnmobile als Bordell

Ist  eine  Prostituierte  in  einem Wohnmobil  (im  Behördenjargon  vielfach  auch 
Lovemobil genannt) tätig und wechselt sie ihren Standort hierbei in regel- oder 
unregelmäßigen Abständen,  könnte  man denken,  dass  dies  ein  Reisegewerbe 
darstellt.  Ein  sogenanntes  Reisegewerbe  setzt  ein  Angebot  ohne  vorherige 
Bestellung außerhalb einer gewerblichen Niederlassung voraus (§ 55 GewO).
Ein Standort,  der mit dem noch zugelassenen Fahrzeug regelmäßig zu festen 
Zeiten aufgesucht wird, kann aber durchaus als feste Betriebsstätte angesehen 
werden. Dann ist  kein Reisegewerbe mehr gegeben. Diese Bewertung entfällt 
aber bereits beim unregelmäßigen Pendeln zwischen zwei und mehr Standorten. 
Der Betrieb eines  Wohnmobiles kann als  stehendes Gewerbe nur angemeldet 
werden,  wenn  dieses  gewerblich  zur  Ausübung  der  Prostitution  an  Dritte 
überlassen wird.

Bei  der  Prostitution  in  Wohnmobilen  ist  jedoch  ein  weiterer 
verwaltungsrechtlicher Aspekt zu berücksichtigen. Durch ein Wohnmobil wird der 
öffentliche Straßenraum über die normale Teilnahme am Straßenverkehr hinaus 
genutzt.  Dies  stellt  eine  Sondernutzung  öffentlichen  Straßenraumes  dar,  die 
einer  behördlichen  Erlaubnis  bedarf.  In  Hannover  z.B.  sind  entsprechende 
Sondernutzungserlaubnisse beim Amt für Wirtschaftsförderung,  Liegenschaften 
und Marktwesen zu beantragen, wenn das Fahrzeug im gewidmeten öffentlichen 
Straßenraum abgestellt wird. Bei der Festsetzung der Sondernutzungsgebühr soll 
der finanzielle Wert der Erlaubnis berücksichtigt werden. Eine Kontrolle erfolgt 
durch die genehmigende Dienststelle.
Für das wiederholte, regelmäßige Aufstellen eines zugelassenen Kraftfahrzeuges 
oder  das  ständige  Abstellen  eines  nicht  mehr  zugelassenen  Fahrzeuges  zum 
Zwecke  der  Prostitutionsausübung  ist  zusätzlich  eine  bauordnungsrechtliche 
Nutzungsgenehmigung erforderlich.

Peepshows und Striptease

Peepshows und Striptease-Bars bedürfen im Gegensatz zu "reinen" Bordellen in 
jedem  Fall  zusätzlich  zur  gaststättenrechtlichen  (da  dort  stets  Getränke 
ausgeschenkt  werden)  immer  auch  einer  gewerberechtlichen  Erlaubnis.  Die 
gewerbliche Schaustellung von Personen gehört zu den in der Gewerbeordnung 
ausdrücklich genannten Gewerbearten, die erlaubnispflichtig sind (§ 33 a GewO).

Diese  Vorschrift  enthält  eine  Ausnahme  für  Darbietungen  mit  überwiegend 
künstlerischem,  sportlichem,  akrobatischem  oder  ähnlichem  Charakter,  diese 
können erlaubnisfrei  veranstaltet  werden.  In der  Praxis  der Behörden werden 
sexuell  anregende Darbietungen in  Peep Shows jedoch nicht als  überwiegend 
künstlerisch  angesehen.  Im  Einzelfall  kann  es  hier  jedoch  durchaus  zu 
Abgrenzungsproblemen kommen,  die  letztendlich  die  Gerichte  zu  entscheiden 
haben werden. Der Geschlechtsverkehr auf einer Bühne darf auch aufgrund der 
neuen Rechtslage nicht dargeboten werden, da auch der § 33a GewO insofern 
auf  die  guten  Sitten  verweist,  als  eine  Erlaubnis  zu  versagen  ist,  wenn  die 
Schaustellung diesen zuwiderläuft.
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Das  Verfahren  für  die  gewerberechtliche  Erlaubnis  nach  läuft  ähnlich  dem 
Verfahren  für  eine  Gaststättenerlaubnis  ab,  d.h.  es  findet  auch  eine 
Zuverlässigkeitsprüfung für  die  Person des Betreibers  statt.  Die  Erlaubnis  zur 
Schaustellung kann zum Schutz von Nachbarn, Gästen und der Allgemeinheit mit 
Nebenstimmungen und Auflagen versehen werden.

Gaststättenrechtliche Erlaubnispflicht

Eine gaststättenrechtliche Erlaubnis ist immer dann erforderlich, wenn Getränke 
aller Art, also sowohl alkoholisch als auch alkoholfrei, zum Genuss an Ort und 
Stelle  und/oder  Imbisse/Speisen  zum  Verzehr  an  Ort  und  Stelle  abgegeben 
werden (§§  1 GastG u.  2 GastG). Eine Erlaubnispflicht besteht auch, wenn im 
Bordell  Getränke kostenlos  abgegeben werden.  Der  Betrieb  eines  Bordells  ist 
allerdings kein Beherbergungsgewerbe im Sinne des Gaststättengesetzes.

Die Erlaubnis beantragen muss die Person, die das wirtschaftliche Risiko eines 
Getränkeausschankes oder der Speisenabgabe trägt. Spätestens nach Erteilung 
der Erlaubnis ist der Beginn des Gaststättengewerbes (ggf. zusätzlich zur nur 
anzeigepflichtigen gewerblichen Zimmervermietung) anzuzeigen. Eine Befreiung 
durch  Einstufung  als  sogenannte  Bagatellgastronomie  (Beispiele  wären  eine 
unentgeltliche Tasse Kaffee an den Mandanten in einer Anwaltskanzlei oder im 
Friseurbetrieb  bei  sinngemäßer  Anwendung  der  Erlaubnisfreiheit  für 
unentgeltliche  Kostproben)  ziehen  die  Behörden  nicht  in  Betracht,  da  ein 
Getränkeausschank  im  Zusammenhang  mit  der  Prostitution  eine  andere 
Bedeutung habe als die einer kleinen Gabe zum Zwecke der Wirtschaftswerbung.

Eine  Gaststättenerlaubnis  ist  an  die  Person  und  die  Räume  gebunden  (§  3 
GastG). Die Raumbindung umfasst alle Schankräume einschl. der Nebenräume, 
die von Gästen und Personal genutzt werden. Bordellzimmer gehören auch zu 
den Gaststättenräumen, wenn hier ein Ausschank oder der Genuss der Getränke 
stattfindet.  Soweit  die  gaststättenrechtliche  Leistung  auf  den  eigentlichen 
Schankraum (beispielsweise in Anbahnungsbars) begrenzt ist, ist im Einzelfall zu 
prüfen,  ob  die  Bordellzimmer  als  erlaubnispflichtige  Nebenräume  dem 
Gaststättenrecht zuzurechnen und in die Erlaubnis aufzunehmen sind oder ein 
nach  Gewerberecht  nur  anzeigepflichtiges  gesondertes  Bordell  neben  der 
Gaststätte darstellen. 

Gaststättenrechtliches Antragsverfahren

Bei Anträgen auf Erteilung einer Gaststättenerlaubnis sind Grundrisszeichnungen 
des  Lokals  und  ggf.  der  Mietvertrag  vorzulegen,  eine  Selbstauskunft  des 
Antragstellers sowie des Ehepartners müssen abgegeben werden, ferner müssen 
ein  qualifiziertes  Führungszeugnis  und  ein  Auszug  aus  dem 
Gewerbezentralregister  für  sich  selbst  und den Ehepartner  beantragt  werden. 
Schließlich  ist  der  Nachweis  der  Teilnahme  an  einer  Unterrichtung  über  die 
Grundzüge  des  Lebensmittelrechts  bei  einer  Industrie-  und  Handelskammer 
einzureichen.

Behördlicherseits  werden  im  Rahmen  des  Verfahrens  Stellungnahmen  der 
Polizeiinspektion bzw. des Polizeikommissariats, in dessen Bereich der Betriebs- 
und  Wohnsitz  liegen,  vom  Bauordnungsamt  (bezüglich  der 
bauordnungsrechtlichen  und  städtebaulichen  Zulässigkeit  unter  den 
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Gesichtpunkten  des  Emissionsschutzes  sowie  der  Vereinbarkeit  mit  dem 
Wohnraumzweckentfremdungsgesetz) und der Gesundheitsverwaltung eingeholt. 
Abschließend  erfolgt  dann  eine  Abnahme  des  Betriebes  vor  Ort  durch  den 
Außendienst des Ordnungsamtes. 

Eine Gaststättenerlaubnis kann mit Nebenbestimmungen (Auflagen: § 5 GastG) 
versehen  werden,  die  betriebs-  oder  gewerbebezogen  sein  müssen.  Auflagen 
können zum Schutz der Gäste, der Beschäftigten, der Nachbarschaft oder der 
Allgemeinheit  angeordnet  werden.  Die  Gaststättenerlaubnis  ist  kostenpflichtig. 
Die Gebührenhöhe richtet sich dabei nach dem Verwaltungsaufwand und dem 
wirtschaftlichen Wert der Erlaubnis. Bei beabsichtigten Betriebsübernahmen ist 
die Erteilung einer befristeten vorläufigen Erlaubnis auf Widerruf zugunsten des 
Nachfolgers  möglich.  Voraussetzung  dafür  ist  jedoch,  dass  baulich  nichts 
verändert wurde und eine bereits bestehende Erlaubnis nicht durch Zeitablauf 
oder rechtskräftigen Widerruf erloschen ist. Allgemeinen Anforderungen, die an 
gaststättenrechtliche  Prostitutions-Betriebe  zu  stellen  sind  (z.  B.  Toiletten  in 
Wohnungsbordellen, Wohnmobilen oder erlaubnispflichtige Nebenräume in einem 
Saunabordell  mit  Ausschank)  werden  zweifellos  im  Laufe  der  Zeit  in  der 
behördlichen  Praxis  entwickelt  und  durch  die  Rechtsprechung  gefordert  oder 
fortgeschrieben werden.

Sperrzeiten für Gaststätten

Die Öffnungszeiten von gaststättenrechtlich erlaubnispflichtigen Betrieben richten 
sich in Niedersachsen nach der Niedersächsischen Verordnung über den Beginn 
der Sperrzeit (Sperrzeitverordnung). Während der festgelegten Sperrzeit ist der 
Schankbetrieb  geschlossen  zu  halten.  Dabei  dürfen  auch  keine  Gäste  im 
Schankbetrieb verweilen. Sperrzeit ist nach dieser Verordnung täglich von 2:00 
Uhr bis 6:00 Uhr. In den Nächten von Freitag auf Sonnabend und Sonnabend auf 
Sonntag beginnt die Sperrzeit erst um 3:00 Uhr.

Der Betrieb eines an sich erlaubnisfreien Bordells ist  natürlich auch dann der 
Sperrzeitregelung  unterworfen,  wenn  Prostitutionsräume  gleichzeitig 
konzessionierte  Schankräume  sind.  Im  Einzelfall  können  von  der 
Verwaltungsbehörde  abweichende  Öffnungszeiten  durch  gebührenpflichtigen 
Bescheid zugelassen werden. In Betracht kommen Sperrzeitvergünstigungen bis 
hin zu einer Sperrzeitaufhebung. In die Entscheidung wird jedoch die zuständige 
Polizeidienststelle mit der Bitte um Stellungnahme eingebunden. Bei erheblichen 
Beanstandungen kann eine Vergünstigung widerrufen, abgelehnt oder auch der 
Beginn  der  Sperrzeit  beispielsweise  auf  22:00  Uhr  vorverlegt  werden. 
Konzessionierte Gaststätten, die als Zugang für Bordelle ohne Ausschank dienen, 
sind während der Sperrzeit ebenfalls geschlossen zu halten.

Auflagen und Eingriffsmöglichkeiten im Gewerbe- und Gaststättenrecht

Kommt  ein  Gewerbetreibender  seiner  Anzeigepflicht  nicht  nach,  können 
Zwangsmittel  (z.  B.  Zwangsgeld)  zur  Durchsetzung  dieser  Verpflichtung 
angedroht und festgesetzt werden.

Sollte sich ein Gewerbetreibender nach der Gewerbeanmeldung als unzuverlässig 
erweisen,  kann  ein  Gewerbeuntersagungsverfahren  (bei  nur  anzeigepflichtiger 
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Tätigkeit) eingeleitet und / oder der Widerruf einer Gaststättenerlaubnis verfügt 
werden. Bei Fortsetzung der Tätigkeit kann diese untersagt und im Wege des 
unmittelbaren Zwanges (Schließung und Versiegelung von Betriebsräumen) oder 
durch die Androhung und Festsetzung von Zwangsgeldern unterbunden werden. 
Sofortige  Betriebsschließungen  nur  aufgrund  fehlender  Schankerlaubnis  ohne 
Verwaltungsverfahren  sind  jedoch  unverhältnismäßig  und  widersprechen  dem 
Grundsatz des rechtlichen Gehörs.

Natürlich  können  Gewerbe-  und  gaststättenrechtliche  Verstöße  auch  als 
Ordnungswidrigkeit  geahndet  werden.  Die  Kontrollaufgaben  im  Gewerberecht 
beschränken  sich  in  der  Regel  auf  die  Prüfung  des  angemeldeten 
Gewerbegegenstandes.  Weitere  Prüfungen  sind  im  erlaubnisfreien  Gewerbe 
grundsätzlich nicht vorgesehen. Die Verwaltungsbehörden sind daher in diesem 
Bereich auf Informationen von den Polizeibehörden oder auch anonyme Anzeigen 
von Gästen oder Nachbarn angewiesen. Gerade Beschwerden von Nachbarn sind 
im  Prostitutionsbereich  häufig  Auslöser  für  Betriebsuntersagungen  und  –
schließungen.

Neben  den  gewerberechtlichen  Kontrollen  sind  bei  gaststättenrechtlichen 
Betrieben Prüfungen hinsichtlich der Schutzzwecke des Gaststättengesetzes, der 
Auflagen  sowie  des  Hygiene-  und  Schankanlagenrechtes  möglich.  Soweit 
Anhaltspunkte für die Einleitung eines Verwaltungsverfahrens mit dem Ziel einer 
Auflage,  der  Untersagung  des  Gewerbes  oder  dem  Widerruf  einer  Erlaubnis 
vorliegen,  ergeben  sich  noch  weitere  Kontrollmöglichkeiten.  Betretungsrechte 
(ohne  ein  solches  Recht  würde  Hausfriedensbruch  vorliegen)  bestehen  für 
Verwaltungsbehörden nach § 29 GewO für erlaubnispflichtige Betriebe und nach 
§ 22 GastG für gaststättenrechtliche Betriebe. Diese Rechte gelten auch, wenn 
geprüft  werden  soll,  ob  überhaupt  ein  erlaubnispflichtiges  Gewerbe  ausgeübt 
wird.  Bei  nicht  erlaubnispflichtiger  Gewerbeausübung (z.  B.  Vermietung eines 
Wohnungsbordells  ohne  Ausschank)  besteht  eine  Kontrollmöglichkeit  bei 
mangelnder  Kooperation  seitens  des  Betreibers  nur  über  einen  richterlichen 
Durchsuchungsbeschluss.

Ferner  werden  mit  einer  Gaststättenerlaubnis  regelmäßig  zugleich 
Lärmschutzauflagen  zugunsten  der  Nachbarschaft  erteilt.  Der  Inhaber  ist 
grundsätzlich für alle aus seinem Betrieb dringenden Geräusche (durch Gäste, 
Betriebsgeräusche, Musik etc.) und auch für den sogenannten Sekundärlärm (z. 
B.  Türenschlagen  am  Pkw  von  Gästen  auf  der  Straße  vor  dem  Betrieb) 
verantwortlich. Die Gefahr etwaiger Lärmbelästigungen spielt natürlich auch eine 
Rolle bei der Entscheidung über Lockerungen oder Befreiungen von der Sperrzeit.

Gegen  Schwarzarbeit  in  Bordellbetrieben  kann  wie  bei  jedem  anderen 
Gewerbetreibenden  vorgegangen  werden.  Gleiches  gilt  für  Fälle,  in  denen 
Prostituierte  in  Bordellen  oder  gewerblich  vermieteten  Wohnungen  als 
Scheinselbständige arbeiten.

Datenaustausch mit anderen Behörden

Die in  § 14 Abs. 5 GewO aufgeführten Behörden (z. B. IHK, Finanzverwaltung) 
werden über die erfolgten Gewerbemeldungen laufend unterrichtet. Eine ständige 
(regelmäßige)  Unterrichtung  anderer  Behörden  (z.  B.  der  Polizeidienststelle) 
erfolgt jedoch nicht.
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Anhang: Das Werbeverbot für Prostituierte

Wie  schon  beschrieben  hatte  das  Prostitutionsgesetz  auf  die 
Sperrbezirksregelung aus § 120 Abs. 1 Nr. 1 OWiG keine Auswirkung. Gleiches 
gilt  für  das  nach  wie  vor  bestehende  Werbeverbot,  das  ebenfalls  in  diesem 
Ordnungswidrigkeitentatbestand verankert ist.

§ 120 Abs. 1 Nr. 2 Ordnungswidrigkeitsgesetz lautet:
(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. [...]
2.  durch  Verbreiten  von  Schriften,  Ton-  oder  Bildträgern,  Datenspeichern,  
Abbildungen  oder  Darstellungen  Gelegenheit  zu  entgeltlichen  sexuellen  
Handlungen  anbietet,  ankündigt,  anpreist  oder  Erklärungen  solchen  Inhalts  
bekannt  gibt;  dem  Verbreiten  steht  das  öffentliche  Ausstellen,  Anschlagen,  
Vorführen oder das sonstige öffentliche Zugänglichmachen gleich.

Konsequenter  Weise  dürfte  bei  einer  nun  ja  nicht  mehr  sittenwidrigen 
Dienstleistung,  das  Werben  hierfür  auch  nicht  mehr  verboten  werden.  Eine 
Aufhebung dieser Vorschrift ist aber im ProstG nicht enthalten, was ein weiterer 
zentraler Kritikpunkt von Hurenorganisationen ist.

In Bezug auf das Werbeverbot für Prostitution ist jedoch festzuhalten, dass trotz 
dieser  Verbotsvorschrift  im Grunde  schon  immer  und  selbstverständlich  auch 
nach wie vor durch das Schalten von Anzeigen in Printmedien und in jüngerer 
Zeit  verstärkt  auch  im  Internet  geworben  wurde  und  wird.  Die  für  die 
Durchsetzung des Werbeverbots zuständigen Verwaltungsbehörden sind nämlich 
nicht  verpflichtet,  einzuschreiten,  so  dass  Prostitutionswerbung  aus 
Opportunitätsgründen vielerorts geduldet wurde und wird. In einzelnen Städten 
wurde jedoch von Zeit zu Zeit das Werbeverbot recht streng geahndet, wobei 
z.B. Einschränkungen bei den Werbetexten in Zeitungsanzeigen oder sogar auf 
dem Anrufbeantworter verlangt wurden bzw. zu anzügliche Texte mit Bußgeldern 
geahndet wurden. Derartige Praktiken dürften jedoch nach dem ProstG kaum 
mehr zu verzeichnen und erst Recht nicht zu rechtfertigen sein.

Diese nur Duldung hatte aber und hat nach wie vor zur Folge, dass Zeitungen, 
die Werbeanzeigen veröffentlichen, einen erhöhten Preis verlangen, quasi einen 
Risikozuschlag, da die Veröffentlichung der Anzeige ja zumindest theoretisch eine 
Ordnungswidrigkeit  darstellt.  Das  markanteste  Beispiel  hierfür  sind  die 
Anzeigenpreise  in  der  Hamburger  Boulevardzeitung  "Morgenpost",  deren 
Anzeigenpreise  auch  heute  noch  für  Annoncen  in  der  Printausgabe  etwa das 
Dreifache  von inhaltlich  ja  viel  aussagekräftigeren Internetanzeigen betragen. 
Die  Wirkung  des  Werbeverbots  beschränkt  sich  praktisch  folglich  in  der 
Rechtfertigung stark überhöhter Anzeigenpreise in den Printmedien und damit 
einer weiter bestehenden Benachteiligung Prostituierter.

Neueste Rechtsprechung zum Werbeverbot
Im  Sommer  2006  hat  jedoch  der  für  das  Wettbewerbsrecht  zuständige  1. 
Zivilsenat des Bundesgerichtshofs (BGH) in 3 Einzelurteilen eine bemerkenswerte 
Entscheidung zur Auslegung und Anwendung des § 120 OWiG gefällt.  (Urteile 
vom 13. Juli 2006, Aktenzeichen I ZR 231/03, I ZR 241/03, I ZR 65/05). Der 
BGH  hatte  über  die  wettbewerbsrechtliche  Zulässigkeit  von  Kontaktanzeigen 
Prostituierter  in  Zeitungen  zu  entscheiden,  nachdem  die  Kläger,  die  eine 
Anbahnungsbar  betreiben,  sich  gegen  die  Veröffentlichung  von  Inseraten  in 
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verschiedenen Zeitungen wendeten. Sie beanstandeten, dass die veröffentlichten 
Anzeigen eine unzulässige Werbung für Prostitution enthalten. Die Unlauterkeit 
der Werbung ergebe sich aus dem Verstoß gegen § 120 OWiG. Die Kläger hatten 
daraufhin  die  Herausgeber  der  Zeitungen  auf  Unterlassung  in  Anspruch 
genommen.

Das  Gericht  hat  in  diesen  Entscheidungen  zum  einen  klargestellt,  dass  ein 
Verstoß gegen § 120 OWiG (und gegen § 119 OWiG) durchaus einen gegen die 
Veröffentlichung der Anzeigen gerichteten Unterlassungsanspruch nach den §§ 3, 
4  Nr.  11  des  Gesetzes  gegen den unlauteren  Wettbewerb  (UWG) begründen 
könne. Die beiden Vorschriften seien gesetzliche Bestimmungen, die auch dazu 
bestimmt sind, im Interesse der Marktteilnehmer das Marktverhalten zu regeln.

Viel entscheidender ist jedoch, dass der BGH in den zur Entscheidung stehenden 
Fällen  keinen  Verstoß  gegen  §  120  OWiG  angenommen  und  das  dortige 
Werbeverbot für Prostituierte im Lichte des Prostitutionsgesetzes und ergänzend 
durch die Vorschrift des § 119 OWiG auslegt hat.
Nach § 119 Abs. 1 OWiG handelt ordnungswidrig, wer öffentlich in einer Weise, 
die  geeignet  ist,  andere  zu  belästigen,  oder  in  grob  anstößiger  Weise  durch 
Verbreiten von Schriften Gelegenheit  zu sexuellen Handlungen ankündigt.  Die 
angegriffenen Anzeigen waren nach Ansicht  des BGH weder belästigend noch 
grob anstößig i.S. von § 119 Abs. 1 OWiG. 

Ferner führte der BGH aus, dass für die Anwendbarkeit § 120 Abs. 1 Nr. 2 OWiG 
eine  Werbung für  entgeltliche  sexuelle  Handlungen allein  für  sich  genommen 
nicht ausreiche. Insofern wies das Gericht darauf hin, dass mit dem am 1. Januar 
2002 in Kraft getretenen Prostitutionsgesetz der Gesetzgeber dem Wandel der 
Stellung  der  Prostituierten  in  der  Gesellschaft  auch  in  rechtlicher  Hinsicht 
Rechnung getragen  habe.  Danach  können die  Ausübung  der  Prostitution  und 
damit in Zusammenhang stehende Rechtsgeschäfte nicht mehr als schlechthin 
sittenwidrig  angesehen  werden.  Dieses  gewandelte  Verständnis  sei  bei  der 
Auslegung des § 120 OWiG zu berücksichtigen. 

Die  Bestimmung  könne  somit  nicht  mehr  im  Sinne  eines  generellen  Verbots 
jeglicher  Werbung  für  entgeltliche  sexuelle  Handlungen  angewendet  werden. 
Erforderlich sei vielmehr eine konkrete Beeinträchtigung von Rechtsgütern der 
Allgemeinheit,  namentlich  des  Jugendschutzes.  Die  angegriffenen 
Zeitungsanzeigen geben insoweit keinen Anlass zu besonderen Beanstandungen.

Nicht verschwiegen werden sollte übrigens, dass bereits in den vorangegangenen 
Instanzen  das  Landgericht  Bielefeld  und  als  Berufungsgericht  das 
Oberlandesgericht Hamm die Klagen abgewiesen hatte, der BGH die geänderte 
Auslegung  des  Werbeverbots  also  "nur"  höchstrichterlich  bestätigt  hat.  Der 
Wandel in der rechtlichen Beurteilung der Prostitution findet also auch in unteren 
Instanzen statt.
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